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Dieter Althaus

„Das Maß der Wirtschaft ist der Mensch,
das Maß des Menschen sein Verhältnis zu Gott.“

Wilhelm Röpke (1899-1966)

Als ich vor vier Jahren das Konzept des Solidarischen Bürgergeldes vorstellte, hatte ich nicht geglaubt, dass es auf so großes Interesse stößt und politische Lager verbindende Akzeptanz findet. In diesen vier Jahren gab es Phasen des Aufschwungs, aber auch des Abschwungs, aber das Misstrauen der Bürgerinnen und Bürger in die Zukunftsfähigkeit der heutigen sozialen Sicherungssysteme blieb relativ konstant.

Sozialversicherungssystem nicht zukunftssicher

ganzheitlicher Ansatz

Eine große Mehrheit ist zu Recht davon überzeugt, dass unser Sozialversicherungssystem krank ist und das die Herausforderungen durch den demografischen Wandel und die Globalisierung nicht mit den alten Rezepten gemeistert werden können. Die Menschen spüren, dass es eines ganzheitlichen Ansatzes bedarf, dass Steuergesetzgebung, Gesundheitspolitik, Rentensicherheit und Generationenvertrag, Beschäftigungspolitik und Familienförderung aus einem Guss sein müssen, damit sie vermittelbar sind und die gewünschten Wirkungen entfalten.

Solidarisches Bürgergeld als bedingungsloses und bedarfsorientiertes Grundeinkommen

In dieser Situation habe ich damals das Solidarische Bürgergeld als bedingungsloses und bedarfsorientiertes Grundeinkommen vorgeschlagen,


	das eine echte Alternative zu Hartz IV darstellt,

	Wettbewerb im Gesundheitswesen ermöglicht und mit einer steuerfinanzierten Gesundheitsprämie solidarisch finanzierbar ist,

	durch eine Zusatzrente zur Bürgergeld-Grundrente den Grundsatz von Alterslohn für Lebensleistung wieder herstellt,

	Familienarbeit und freiwilliges, ehrenamtliches Engagement stärkt, weil es den Bezug des Existenzminimums nicht von der Erwerbsarbeit abhängig macht,

	nachhaltige Sozialpolitik mit einem transparenten und gerechten Steuersystem mit Flat-Tax verbindet.



Der CDU-Bundesvorstand hat im Juni 2007 die Kommission Solidarisches Bürgergeld eingesetzt und mich mit deren Leitung beauftragt.

Unsere Aufgabe bestand darin, die


	Vereinbarkeit des Solidarischen Bürgergeldes mit den Grundsätzen der Sozialen Marktwirtschaft und der christlichen Soziallehre zu prüfen,

	die rechtlichen Fragen im Blick auf die Umsetzung des Konzeptes zu klären und

	ein überzeugendes Finanzierungskonzept vorzulegen.



Ich danke allen, die sich mit der Idee des Solidarischen Bürgergeldes intensiv beschäftigt haben:


	dem Hamburgischen Weltwirtschaftsinstitut (HWWI),

	dem Institut für die Zukunft der Arbeit (IZA),

	dem Sachverständigenrat der Bundesregierung und in diesem Zusammenhang

	dem Zentrum für europäische Wirtschaftsforschung (ZEW),

	dem Institut für Sozialökologie (isö)

	dem Finanzwissenschaftlichen Forschungsinstitut an der Universität Köln,

	dem Institut für Wirtschaftsforschung (ifo),

	der Friedrich-Schiller-Universität Jena,

	der Fachhochschule Nordhausen,

	der Konrad-Adenauer-Stiftung

	und vielen anderen, nicht zuletzt den Mitgliedern und Gästen der CDU-Kommission Solidarisches Bürgergeld

	und dem Institut für neue soziale Antworten (INSA).



Mein Dank richtet sich auch an alle, die sich an den intensiven Diskussionen bei Veranstaltungen, im Internet, beim „Netzwerk Grundeinkommen“ und in den Unterstützerinitiativen eingebracht haben.

Sie alle haben mitgeholfen, dass wir nun ein weiterentwickeltes Konzept vorstellen können, das an den Grundpfeilern aus dem Jahr 2006 festhält, aber berechtigte Kritik und interessante Hinweise aufgreift sowie sachlich gebotene Anpassungen vornimmt.

So wollten wir


	die Motivation zur Erwerbsarbeit, trotz Beibehaltung der Bedingungslosigkeit, erhöhen;

	den Transferentzug bei geringeren Einkommen noch weiter senken;

	besser berücksichtigen, ob und in welchen sehr unterschiedlichen Höhen tatsächlich Kosten der Unterkunft anfallen;

	Familien durch den gleichen Bürgergeldbetrag von Kindern und Erwachsenen stärker fördern und zugleich sichern, dass er im Sinne des Kindeswohls genutzt wird;

	Familienarbeit von Frauen und Männern rentenrechtlich besser anerkennen;

	die Finanzierbarkeit des Konzeptes zweifelsfrei sicherstellen;

	die Vermittelbarkeit durch Vereinfachung erleichtern.



für einen Wettbewerb der Konzepte

Mein Wunsch bleibt, dass es zu einer breiten Diskussion über das Solidarische Bürgergeld und zu einem Wettbewerb über die Konzepte kommt, mit denen der Sozialstaat zukunftssicher gemacht werden kann. Wenn Politik keine Ideen mehr hat, wenn dem politischen Streit darüber ausgewichen wird, schwindet nicht nur das Vertrauen in Politiker, sondern in die demokratische Ordnung insgesamt. Deshalb ist es so wichtig, dass verantwortungsbewusste Politik Profil zeigt und für Überzeugungen wirbt:

Ich werbe für ein Solidarisches Bürgergeld in Höhe des soziokulturellen Existenzminimums als bedingungsloses Grundeinkommen.

600€ pro Monat für alle – vom Baby bis zum Greis!

Bürgergeld ist Kindergeld

Das Bürgergeld ist für die Eltern von Minderjährigen ein deutlich verbessertes Kindergeld, das nicht nur das Existenzminimum von Kindern abdeckt, Kinderfreibeträge überflüssig macht, sondern auch finanzielle Spielräume für die Teilnahme an Bildung und gesellschaftlichem Leben schafft. Es setzt voraus, dass Eltern ihre Elternrechte gewissenhaft wahrnehmen. Wo das nicht der Fall ist, können Familien durch eine Familienmanagerin unterstützt werden.

Bürgergeld ist Grundrente

Bei älteren Menschen entspricht das Bürgergeld einer Grundrente, die durch eine Zusatzrente (ab 60 Jahre) von bis zu 1.800€ zu einer steuerfinanzierten Bürgergeldrente von bis zu 2.400€ aufgestockt wird. Nach Abzug von 200€ Gesundheitsprämie bleiben dem Rentner dann 2.200€ pro Monat. Das ist das, was ein Rentner heute durch die gesetzliche Rentenversicherung maximal erhält, etwa doppelt so viel, wie der Durchschnittsrentner heute bekommt. Die Zusatzrente wird durch eine von den Arbeitgebern zu zahlende 18%ige Lohnsummenabgabe finanziert und garantiert den fairen Alterslohn für die Lebensleistung.

Elternrente für Erziehungsjahre

Mit den Einnahmen der Lohnsummenabgabe wird auch die Elternrente finanziert: Mütter und Väter bekommen die ersten 14 Lebensjahre ihrer Kinder rentenrechtlich so anerkannt, als hätte jeder Elternteil dafür je 400€ im Monat erhalten. Das erhöht die Rente für jedes Elternteil nach heutigen Werten pro Kind um je 57,12€ pro Monat. Alleinerziehende erhalten eine Elternrente nach heutigen Werten von 85,68€ pro Monat. Auf diesen Rentenbetrag käme man, wenn 14 Jahre lang für die/den Alleinerziehende/n eine Lohnsummenabgabe für die Zusatzrente für ein unterstelltes monatliches Gehalt von 600€ abgeführt worden wäre. Heute werden die Erziehungszeiten nur für ein Elternteil rentenrechtlich anerkannt. Für Geburten vor 1992 wird ein Jahr rentenrechtlich anerkannt, für Geburten nach 1992 werden heute drei Jahre rentenrechtlich berücksichtigt. Finanziell schlägt sich ein Jahr derzeit pro Kind im Monat mit 27,20€ mehr Rente (West) nieder.

152 Milliarden Stunden arbeiten die Deutschen im Jahr

Alle Formen von Arbeit – von der Familienarbeit über das freiwillige, bürgerschaftliche und ehrenamtliche Engagement bis zur selbständigen oder abhängig beschäftigten Erwerbsarbeit – führen zu einem existenzsichernden Einkommen. Damit werden auch die 96 Milliarden Stunden unbezahlter Arbeit in den Blickpunkt gerückt. Im Vergleich dazu: jährlich werden nur 56 Milliarden Stunden Erwerbsarbeit geleistet.

Bürgergeld finanziert Krankenversicherung

Eine steuer- und damit solidarisch finanzierte Gesundheitsprämie in Höhe von 200€ pro Monat, mit der sich jede und jeder bei einer Kasse ihrer/seiner Wahl versichern (können) muss, ermöglicht fairen Wettbewerb und bringt ausreichend Geld in ein gerechtes Gesundheitssystem. Dazu kommen noch 25 Milliarden€ aus Steuermitteln für einen Morbiditätsfond, der unterschiedliche Morbiditätsrisiken zwischen den Krankenkassen ausgleicht.

Die Kosten der Unterkunft, besondere Bedarfe (z. B. weil man Erziehungspflichten alleine wahrnimmt, wegen Pflegebedürftigkeit, wegen Behinderung etc.) werden auf Antrag entsprechend der individuellen Bedürfnisse als Bürgergeldzuschlag gewährt.

Der Faktor Arbeit wird deutlich entlastet: Die Lohnzusatzkosten für Arbeitnehmer wie Rentenversicherung, Krankenversicherung, und Arbeitslosenversicherung fallen weg! Die Belastung der Erwerbseinkünfte eines Durchschnittsverdieners mit Steuern und Abgaben sinkt daher um ein Drittel. Sie liegt dann bei etwa 25%. Der Arbeitnehmer bezahlt ausschließlich die solidarische Einkommensteuer. Seine Sozialversicherungsbeiträge entfallen. Der Arbeitgeber bezahlt für seine Mitarbeiter eine Lohnsummenabgabe von 18%.

Belastung eines Durchschnittsverdienstes sinkt um ein Drittel

Mit der einheitlichen Flat-Tax von 40% als solidarischer Einkommensteuer auf alle Einkünfte (Erwerbseinkommen, Zinsen und Mieten) und dem Verzicht auf Freibeträge und Pauschalen wird die Bemessungsgrundlage im Einkommensteuerrecht verbreitert. Das trägt auch zu einer deutlichen Entbürokratisierung bei.

Freibetrag für Erwachsene um 50% für Kinder um 70% höher als heute

Die jährlich 7.200€ Bürgergeld (inklusive Gesundheitsprämie) entsprechen einem Freibetrag von 1.500€ pro Monat bzw. 18.000€ pro Jahr. Erst ab diesem Betrag entsteht eine tatsächliche Einkommensteuerschuld. Rechnet man nur mit dem Netto-Bürgergeld von 4.800€ pro Jahr, entspricht das einem Freibetrag von 1.000€ pro Monat bzw. 12.000€ pro Jahr. Der Freibetrag ist damit für Erwachsene 50% höher als heute, für Kinder ist er sogar 70% höher als heute. Das ist aus meiner Sicht sinnvoll, weil der heutige Grundfreibetrag nur das Existenzminimum nicht besteuert. Das allerdings entspricht einem „armutsbedrohten Einkommen“. Ein „nicht armutsbedrohtes Einkommen“ wird erst mit einem Grundfreibetrag von 12.000€ „steuerfrei“ gestellt.

Bei Einkünften unter 1.500€ pro Monat bzw. 18.000€ pro Jahr wird das Bürgergeld als negative Einkommensteuer ausbezahlt. Die einfache Formel für die Steuerschuld bzw. Bürgergeldauszahlung lautet:

40% des Einkommens – 600€ Bürgergeld
= neg./pos. Einkommensteuer

Ist die Steuerschuld negativ, wird der Betrag vom Finanzamt als Bürgergeld ausbezahlt (negative Einkommensteuer!). Bei 1.500€ Einkommen ist die tatsächliche Steuerschuld Null, weil 40% von 1.500€ genau den 600€ Bürgergeld entsprechen. Kein System garantiert überzeugender das Lohnabstandsgebot.

Einkommen weniger und Konsum stärker belasten

Die bisherige Umsatz- bzw. Mehrwertsteuer wird zu einer einheitlichen Konsumsteuer von 19% weiterentwickelt. Sie muss vereinheitlicht und in der Höhe so festgelegt sein, dass die öffentlichen Haushalte auf neue Schulden verzichten können. Solide Staatsfinanzen und damit der Verzicht darauf, weiter auf Kosten zukünftiger Generationen zu leben, bedingen das Solidarische Bürgergeld. Ich kann mir perspektivisch gut vorstellen, dass die Einkommen steuerlich weniger und der Konsum dafür stärker belastet werden. Der Steueranteil des zum Kauf angebotenen Produktes wird so auch transparenter. Diese Entwicklung würde dann auch die Folgen der Globalisierung besser spiegeln. Doch dieses Thema bleibt weiteren grundsätzlichen Diskussionen vorbehalten und soll hier nur als Stichwort erwähnt sein.

Solidarisches Bürgergeld stärkt Kreativität, Risikobereitschaft, Eigenverantwortung und Wettbewerb

Das Solidarische Bürgergeld stärkt Kreativität und Risikobereitschaft, es stärkt auch Eigenverantwortung und Wettbewerb. Ganz wie es Ludwig Erhard, der Vater der Sozialen Marktwirtschaft, gefordert hat: „Ich will das Risiko meines Lebens gerne selbst tragen. Sorge Du, Staat, dafür, dass ich dazu in der Lage bin.“
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Ludwig Erhard: „Je freier die Wirtschaft ist, desto sozialer ist sie auch.“

Soziale Sicherheit und wirtschaftliche Freiheit, also die Chance, Geld zu verdienen und ausreichend für sich übrig zu behalten, gehören zusammen, sind zwei Seiten der gleichen Medaille! „Je freier die Wirtschaft ist, desto sozialer ist sie auch.“ Von diesem Satz Ludwig Erhards lassen wir uns leiten. Eine „freie Wirtschaft“ kann sich so gesund entwickeln und der Staat seine Verantwortung wahrnehmen. Dann kann wieder stärker gelten, was in den 1950er und 1960er Jahren galt und was Ludwig Erhard auf den Punkt brachte: „Erst auf dem Boden einer gesunden Wirtschaft kann die Gesellschaft ihre eigentlichen Ziele erfüllen.“ Neben der Verantwortung für Bildung, Kultur, Familien etc. gehört zu allererst die Verantwortung für den sozialen Ausgleich zu seinen Aufgaben.

ökonomische Globalisierung bedarf politischer Gestaltung

Zweimal hat die Soziale Marktwirtschaft als Erfolgsmodell Früchte getragen, nach 1948 im freien Teil Deutschlands und mit der Wiedervereinigung unseres Vaterlandes 1990. Und trotzdem ist nicht zu übersehen, dass die ökonomische Globalisierung einer politischen Gestaltung bedarf und das durch die demografische Entwicklung in unserem Land erhebliche Veränderungen im Blick auf den Sozialstaat wachsen.

multinationale Regeln: Soziale Marktwirtschaft – Erfolgsmodell für das 21. Jahrhundert

Die Marktwirtschaft ist das Mittel zum sozialen Ausgleich und die Soziale Marktwirtschaft ist eine Wirtschafts- und Werteordnung. Der Staat muss Regeln setzen und auf die Durchsetzung achten. Die nationalen Ordnungspolitiken stehen auf dem Prüfstand und die Krise im letzten Jahr hat sehr deutlich gemacht: Es braucht jetzt multinationale Regeln. Daran wird hoffentlich erfolgreich gearbeitet. Die Einführung eines Solidarischen Bürgergeldes bietet die Chance zur Revitalisierung der Sozialen Marktwirtschaft, so kann sie zum Erfolgsmodell für das 21. Jahrhundert werden.

Dass – und wie – das von mir vorgeschlagene und weiterentwickelte Konzept funktioniert, lesen Sie auf den folgenden Seiten. Ich bedanke mich für Ihr Interesse und freue mich auf eine breite Diskussion im Sinne einer dringend notwendigen Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft.

Dieter Althaus

Vorsitzender des INSA-Beirates


Die Geschichte der Sozialpolitik im 19. Jahrhundert und neue Herausforderungen heute

Richard Kogel und Wolfgang Stock

Entstehung der Sozialpolitik vor der Sozialgesetzgebung Bismarcks

Sozialpolitik aus Sorge vor einer Revolution

Die Entwicklung vom Agrar- zum Industriestaat führte in Europa zu mehr Wohlstand – aber nicht für die unteren sozialen Schichten. Deren Elend blieb, ja, es wurde durch die neue Massenarmut der Arbeiter und ihrer Familien verschlimmert. Um die durch diese soziale Frage in Preußen entstehende sozialrevolutionäre Gefahr abzuwenden, entstand in der Mitte des 19. Jahrhunderts eine neue Teildisziplin der Gesetzgebung: die Sozialpolitik.

Diese staatliche Sozialpolitik der Jahre 1839 bis 1890 weist folgende fünf charakteristische Merkmale auf: quantitativ bescheiden, prioritätengerecht, arbeitnehmerfreundlich, beschützend und repressiv-staatsautoritär.

Die Sozialpolitik der damaligen Zeit war quantitativ bescheiden, weil die Politik nur einen geringen Teil der Unselbständigen erfasste (z. B. in Form des Arbeitnehmerschutzes), da die Sozialversicherung sich nicht auf alle Schutzbedürftigen, sondern nur auf die Arbeitnehmer (und z. B. nicht auf die in der Landwirtschaft Tätigen) bezog, und weil die Geldleistungen gering waren.1

Schutz der Existenzgrundlage nur der Arbeiter

Die Arbeitnehmerschutzpolitik2 wurde prioritätengerecht wahrgenommen. Sie richtete sich in erster Linie auf den Schutz der Existenzgrundlage des deutschen Arbeiters (bezogen auf seine Arbeitskraft). Ebenso wurden Kinder und Jugendliche in den Arbeitnehmerschutz miteinbezogen.

Die preußische Sozialpolitik war außerdem auch Arbeiterpolitik. Arbeitnehmer im Bergbau, Hüttenbau sowie in den Fabriken wurden in ihr eingeschlossen. Sie orientierte sich jedoch nicht auf die Hebung der Lebenssituation der sozial und finanziell schlecht gestellten Bevölkerungsschichten. Die selbstständigen Arbeiter, die so genannten Proletaroiden, blieben ohne staatliche Unterstützung. Die Institution der Armenpflege bildete ihre einzige Möglichkeit des sozialen Beistands.

Politik sozialer Befriedung

Als Schutzpolitik zeichnete sich die Sozialpolitik in zweierlei Hinsicht aus. Sie bildete einen Existenzschutz für sozial Schwache und zugleich eine Politik sozialer Befriedung3 (im Sinne des prophylaktischen Schutzes der Gesellschaftsordnung).

Oft wird die Sozialpolitik von 1839 bis 1890 als repressivstaatsautoritär charakterisiert, weil sie ein „wohlfahrtstaatlicher Kontrapunkt zur polizeistaatlichen Unterdrückung“ der Arbeiterschaft4 und – wie Reichskanzler Otto von Bismarck selbst in seiner Reichstagsrede vom 15. März 1884 sagte – als Ergänzung des Sozialistengesetzes konzipiert war.5

Die maßgeblich von Bismarck konzipierte Sozialversicherung aus Krankenversicherung der Arbeiter (1883), Unfallversicherung (1884), Invaliditäts- und Altersversicherung (1889) fand in der ganzen Welt Anerkennung, Bewunderung sowie Nachahmer. Die Reformen schafften es, sowohl die Existenzsicherung eines deutschen Arbeiters bei Krankheit, Unfall sowie Invalidität als auch die Erhaltung von Staatsordnung und Gesellschaft in sich zu vereinen.

Bismarck unternahm den Versuch, die deutsche Arbeiterklasse in die Monarchie zu integrieren. Bestrebungen der Arbeiterklasse, sich in politischen Parteien und Selbsthilfeeinrichtungen auch gegen die Monarchie zu organisieren, wurden so versucht zu unterbinden. So kann man Bismarcks Sozialversicherung für die Arbeiterschaft das „Zuckerbrot zur Peitsche“ nennen.6

Die Förderung des Wohles der Arbeiter war zwar ernst gemeint, „aber in jenem patriarchalischen, paternalistischen Sinn, in dem sich auch der ostelbische Gutsherr für das Wohl seiner Kätner verantwortlich fühlte, unter der selbstverständlichen Voraussetzung, dass diese in gottgewollter Weise seine Autorität untertänig und dankbar anerkannten. Gerade gegen diese Zumutung, sich demütig in die Rolle der überlagerten und beherrschten Unterschicht zu finden – gerade dagegen revoltierte der mannhafte Stolz und das Selbstbewusstsein der deutschen Arbeiterschaft.“7

Sozialpolitik unter Kaiser Wilhelm II.

Kaiser der armen Leute

Zur Charakterisierung der Sozialpolitik unter Kaiser Wilhelm II. (regierend ab 1888) wird zwischen der Periode vor dem ersten Weltkrieg und der während des Krieges unterschieden. So lassen sich für die Zeitspanne von 1890 bis 1913 folgende vier Schwerpunkte staatlicher Aktivität erkennen: Den Ausbau der Arbeitnehmerschutzpolitik, der Ausbau der Sozialversicherung für Arbeiter (Arbeiterschutzgesetz 1891) und die Einbeziehung der Angestellten (Angestelltenversicherungsgesetz 1911) in die Sozialversicherung, die Schaffung der Ansätze für eine Arbeitsgerichtsbarkeit und die Schaffung der rechtlichen Voraussetzungen für die freiwillige Bildung von Arbeitnehmerausschüssen.8

In den 24 Jahren vor dem Ausbruch des Ersten Weltkrieges war der Einfluss konservativ-monarchistischer und industrieller Kreise noch so vorherrschend, dass der Gesetzgeber vor Veränderungen der Betriebsverfassung und der Bildung uneingeschränkter Koalitionsfreiheit zurückschreckte. Dennoch lehnte der Reichstag am Ende des 19. Jahrhunderts Gesetzentwürfe wie die Umsturzvorlage von 18949 sowie die Preußische Vereinsnovelle von 189710 ebenso die Zuchthausvorlage von 1899 ab.11

Versuche der herrschenden Kreise, das Entstehen von Gewerkschaften zu wirksamen Vertretungen der Arbeiter zu verhindern, wurden damit blockiert.12

Durch den Beginn des Ersten Weltkrieges fand diese autoritäre Sozialpolitik von Wilhelm II. ein jähes Ende. Nun war die Sicherung der kriegswichtigen Produktion und eine funktions- sowie leistungsfähige Volkswirtschaft oberstes Gebot. Dies schien aber nur möglich, wenn man den Arbeitern Mitspracherechte in ihren Betrieben einräumte und wenn die Gewerkschaften als Vertretungen der Arbeitnehmer anerkannt wurden. Von nun an sollte die Sozialpolitik von Arbeitnehmern und Arbeitgebern mitgestaltet werden.

Anerkennung der Gewerkschaften als Vertreterin der Arbeitnehmerinteressen

Mit der Anerkennung der Gewerkschaften als der den Arbeitgebern gleichberechtigten Organisation der Arbeitnehmer wurde das Primat der staatlichen Sozialpolitik gebrochen. Die Demokratisierung der Sozialpolitik hatte begonnen. Sie wurde in der Weimarer Republik konsequent fortgesetzt.13

Die Sozialpolitik in der Weimarer Republik

Sozialstaatsprinzip erhält Verfassungsrang

In der Weimarer Republik wurden die Versicherungsgesetze und die Institutionen der sozialen Sicherung übernommen und verbreitert (z. B. Arbeitslosenversicherung). Die etatistische Sachverwaltung verfestigte sich weiter. Sozialpolitik und Sozialadministration verschmolzen miteinander. Jedoch ergaben sich aus der Demokratisierung der Gesellschaft neue Impulse.

Damit vollzog sich in der Weimarer Republik ein qualitativer Sprung in der sozialstaatlichen Entwicklung. „Die Weimarer Reichsverfassung gab dem Sozialstaatsprinzip und seinem wichtigsten konkreten Ausformungen konstitutionellen Rang und erhob sie zu Grundrechten der Deutschen… Hinzu kam, dass die neue Verfassung dem Reich weitere gesetzgeberische Kompetenzen übertrug, die zur rechtlichen und institutionellen Fixierung bisher unvollendeter Reformansätze führten“.14

Die Interessenvertretungen der Arbeiternehmer und Unternehmer sowie die Autonomie der Verbände erhielten ebenfalls verfassungsmäßigen Schutz. Da aber die etatistische Systematik in der Weimarer Republik weitergeführt und die sozialintegrative Verantwortung hauptsächlich dem Staat überlassen wurde, gründeten sich hierauf zwangsläufig die späteren sozialen Krisen der Weimarer Republik.15

Demokratisierung der Sozialpolitik

Der Arbeitnehmerschutz wurde durch Mutterschutz (1927), Schwerbeschädigtenschutz und Kündigungsschutz (1926) sowohl im Umfang, besonders aber im Bereich der Arbeitszeit (1918) weiterentwickelt. Außerdem wurde das soziale Sicherungssystem durch die Ausweitung des Unfallschutzes (1925), die Gründung der Knappschafts(renten-) versicherung (1923) und durch die Einführung einer Versicherung für Arbeitslose (1927) ergänzt. Daneben wurden neue Bereiche in der Sozialpolitik erschlossen: die Arbeitsmarktpolitik (ab 1918, die Betriebsverfassungspolitik (1920/1922) und die Wohnungspolitik (1923).

Die Arbeitsmarktpolitik der damaligen Zeit wird durch die „gesetzlich-institutionelle Grundlegung des modernen Arbeitsrechts“16 und durch die Aufwertung der Sozialpartner zu Trägern der Arbeitsmarkt- und der betrieblichen Sozialpolitik geprägt.17

So wurde das Prinzip der staatlich autoritären und bevormundenden Fürsorge durch das Prinzip der Selbstverwaltung in sozialen Angelegenheiten ergänzt. Die deutsche Arbeiterklasse wurde so „vom Objekt sozialpolitischer Fürsorge zur selbstverantwortlichen Sozialpartei“.18

In der Weimarer Republik wurde die Sozialpolitik inhaltlich und in Bezug auf das System der Träger sowie der Organe der Sozialpolitik umfassend demokratisiert.

Sozialpolitik im Dritten Reich

Mit der Übernahme der politischen Macht durch die Nationalsozialisten 1933 veränderte sich die staatliche Sozialpolitik und wurde durch den totalitären Einparteien- und Führerstaat geprägt.

nationalsozialistische Weltanschauung prägt Sozialpolitik

Es gab in der deutschen Geschichte keine Periode, in der die staatliche Sozialpolitik so konsequent konform zum weltanschaulichen und staatspolitischen System angepasst wurde wie im Nationalsozialismus. Diese hohe Systemkonformität wird in der Sozialversicherung19 deutlich, die zu einem Instrument der Systemstabilisierung, zur Abschöpfung von Massenkaufkraft und zur Mobilisierung des Arbeitskräftepotentials ausgebaut wird. Auch wird der Arbeiternehmerschutz auf Mütter (1935) und Jugendliche (1938) ausgedehnt.20

Die Ausgestaltung nach nationalsozialistischer Prägung tritt besonders in vielen Teilbereichen der Sozialpolitik wie in der Arbeitsordnung und der Arbeitsmarktpolitik hervor.21 Auch in den Bereichen der Betriebsverfassungspolitik, der Familienpolitik22 und der Wohlfahrtsfürsorge wurden entsprechend der Ideologie der Nationalsozialisten umgestaltet.

Grundlegend – und sehr ins Negative – verändern sich das Koalitionsrecht und das Arbeitsvertragsrecht. Durch die Aufhebung der Koalitionsfreiheit werden die autoritären Verhältnisse der Kaiserreichszeit wieder hergestellt! Die Restauration der alten Verhältnisse wird durch die Einführung der staatlichen Festlegung der Arbeitsbedingungen, die so genannten Treuhänder der Arbeit, verwirklicht. Die Autorität der Unternehmer und der ehemals kaiserlichen Reichsregierung wird durch die diktatorische Anordnung des Reichskanzlers und Führers Adolf Hitlers ersetzt. Individuelle Grundrechte wie freie Arbeitsplatzwahl und Niederlassungsfreiheit werden beseitigt. Die Reichsanstalt wandelte sich zu einer staatlich gelenkten Arbeitseinsatzverwaltung.

Die politische Entmündigung der Arbeiterschaft wird durch die politische Entmündigung in den Betrieben ergänzt. Entsprechend der Führer-Gefolgschaftsideologie wurden die von der Belegschaft gewählten freien Betriebsräte durch ernannte „Vertrauensräte“, die der nationalsozialistischen Partei verpflichtet sind, ersetzt. Für betriebsdemokratische Ideen bleibt kein Raum.23

Enthumanisierung der Sozialpolitik im Dritten Reich

Die ehemals auf dem Prinzip des Humanitären, dem Gedanken der Barmherzigkeit und auf moralisch-motivierter Hilfsbereitschaft beruhende Motivation der Wohlfahrtspflege wird von den Nationalsozialisten durch eine staatspolitisch orientierte Zweckrationalität ersetzt, die besonders durch Rassenwahn und elitäres Denken der Parteiführung gekennzeichnet ist. Dies wird besonders durch ein Zitat vom Propagandaminister Joseph Goebbels deutlich: „Wir gehen nicht von dem einzelnen Menschen aus, wir vertreten nicht die Anschauung, man muss die Hungernden speisen, die Durstigen tränken und die Nackten bekleiden – das sind für uns keine Motive. Unsere Motive sind ganz anderer Art. Sie lassen sich am lapidarsten in dem Satz zusammenfassen: Wir müssen ein gesundes Volk besitzen, um uns in der Welt durchsetzen zu können“.24

Zu dieser inhumanen Einstellung gehört auch das System der Zwangsarbeit, das eingerichtet wurde.

Sozialpolitik wurde so im Dritten Reich durch Entfremdung und Enthumanisierung zum Erziehungs- und Gehorsamkeitsinstrument zweckentfremdet. Sie diente nicht mehr den sozial Schwachen, sondern sollte helfen, die Unterstützung der „Volksgenossen“ zu sichern, die sich für den Führerstaat und die militärische Expansion einsetzten.

Sozialpolitik der DDR

Sozialpolitik zur Stabilisierung der DDR

In der DDR wurde der Begriff „Sozialpolitik“ erst in den 60er Jahren eingeführt – vorher herrschte die Meinung vor, der Begriff sei, da ja durch die Sozialistische Einheitspartei Deutschlands (SED) der Sozialismus aufgebaut werde, überflüssig. Nach einer umfassenden ideologischen Prüfung des Begriffs fand dieser schließlich im Jahre 1968 erstmalig seine Legitimation in der DDR-Verfassung.25

In der DDR Preissubventionen als Schutz vor materieller Verelendung

So wurde die Sozialpolitik in der Deutschen Demokratischen Republik wie auch in den anderen sozialistischen Staaten in Mittel- und Osteuropa in einem sehr weiten Sinne verstanden und umgesetzt. Die DDR-Sozialpolitik zielte klar darauf, die sozialistische Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung sowie deren parteilichen Unter- und Überbau zu flankieren, zu schützen und zu stabilisieren. Die Arbeitsproduktivität der Werktätigen sollte durch eine Motivationsstärkung erhöht werden.26

Dabei ging es auch um Nothilfe gegen die Folgelasten des Zweiten Weltkrieges und um den Schutz vor den „typischen“ Risiken einer Industriegesellschaft.

Die Existenzsicherung gewährleistete eine Mindestversorgung, welche sich aber auf einem sehr geringen Niveau bewegte. Das schloss auch die Konsumpolitik der DDR ein, besonders die Bezuschussung von Produkten des täglichen Bedarfs, welche aus dem öffentlichen Haushalt des „Arbeiter- und Bauernstaates“ kamen, sowie die Festlegung von Tarifen und Dienstleistungen.

In den 70er Jahren wurde die „Einheit von Planwirtschaft und Sozialpolitik“ beschworen. Als Neuerung kamen die forcierte Förderung des Wohnungsbaus und der Ausbau der Frauen- und Familienpolitik hinzu. Die Frauen- und Familienpolitik zielte auf eine Vereinbarung von Mutterschaft und Erwerbstätigkeit.

Aufgewertet wurde zudem die auf Freizeit und Erholung zielende betriebliche Sozialpolitik. Wachsende sozialpolitische Bedeutung als Schutz vor materieller Verelendung großer einkommensschwacher Gruppen in der DDR gewannen in den 70er und 80er Jahren die Preissubventionen für Waren des Grundbedarfs sowie für Mieten und Tarife im Personennahverkehr und für Gas, Strom und Wasser.27

Sozialpolitik in der Bundesrepublik Deutschland

Zu der entscheidenden gesellschaftspolitischen Grundentscheidung des Grundgesetzes gehört neben dem Persönlichkeitsrecht und dem Föderalismus/Subsidarismus das Sozialstaatsprinzip, das in Artikel 20 Absatz 1 des Grundgesetzes festgeschrieben wurde.28

Sozialpolitik durch Sozialversicherung geprägt

In der Sozialpolitik wurden in den ersten Nachkriegsjahren die nationalsozialistischen Elemente beseitigt. Die Einführung der Koalitionsfreiheit, das grundlegende Prinzip der Selbstverwaltung der Tarifpartner in allen sozialen Angelegenheiten, die Tarifautonomie sowie betriebsdemokratische Mitbestimmungsregelungen und besonders die Wiedereinführung von Wirkungsmöglichkeiten der freien Wohlfahrtspflege-Verbände bilden die Grundlage für die Sozialpolitik des demokratisch verfassten sozialen Rechtsstaates, wie ihn das Grundgesetzes postuliert.

Dynamisierung der Renten – ein Durchbruch

Als wesentliches Datum gilt die Neuregelung der Rentenversicherung 1957, die mit einer jährlichen Erhöhung der Renten entsprechend der Erhöhung der Bruttolöhne den bisherigen Zirkel durchbrach, dass Alter fast immer zu Armut führte.

Weitere Marksteine waren die Altershilfe für Landwirte, das Künstlersozialversicherungsgesetz (1981), die Anerkennung von Erziehungsjahren (1986) und das Pflegeversicherungsgesetz (1994).

Zudem wurde die staatliche Sozialpolitik der Bundesrepublik Deutschland durch den Ausbau der Arbeitsmarktpolitik geprägt (Tarifgesetz (1949), Mindestarbeitsbedingungen (1952), Arbeitsförderungsgesetz (1969).

Die Wohnungsbaupolitik wurde viele Jahrzehnte lang betrieben, um den Wohnungsmangel nach dem Krieg zu beheben. Erwähnenswert sind ebenfalls die zahlreichen Ansätze zur breiteren Streuung des Vermögens der Bevölkerung und die Entwicklung der Bildungspolitik (Berufsbildungsgesetz (1969), Bundesausbildungsförderungsgesetz (1971)).

Nach der friedlichen Revolution in der DDR wurde die Sozialpolitik durch den sozialpolitischen Handlungsbedarf im Zuge der sozialen Integration der Deutschen in der DDR beeinflusst.

Besonders wichtig war im wiedervereinigten Deutschland die Einführung einer fünften Säule im Bereich der Sozialversicherung, der Pflegeversicherung (1994).29

Neue Herausforderungen der Sozialpolitik

Sozialstaat stößt an seine Grenzen

Die Sozialgesetzgebung Bismarcks als Grundlage unserer heutigen Sozialpolitik setzt zur Finanzierung der sozialen Sicherung die Erwerbsarbeit voraus. Damit gemeint ist ein „Normalarbeitsverhältnis“ sozialversicherungspflichtiger Arbeitnehmer. Doch ist dies heute und zukünftig noch mehr gewährleistet?30

Die aktuellen Herausforderungen der Sozialpolitik nicht nur in Deutschland sind die hohe Arbeitslosigkeit, die demographische Entwicklung mit den daraus resultierenden sozialen Folgen sowie die Expansion der Kosten im Gesundheitswesen. Auch stellt die zunehmende Globalisierung eine neue Herausforderung für die Sozialpolitik dar.

Ein Beispiel dafür ist die hohe Arbeitslosigkeit, die aus der offiziellen Arbeitslosenzahl und der „stillen Reserve“ ermittelt werden kann.

Sorge vor der Krise des Sozialstaates

Zur stillen Reserve gehören alle Personen, die beschäftigungslos sind und Arbeit suchen, ohne offiziell als Arbeitslose registriert zu sein, ebenso Personen, die wegen ungünstiger Arbeitsmarktlage die Suche nach Arbeit entmutigt aufgegeben haben. Auch wer sich in Warteschleifen des Bildungs- und Ausbildungssystems oder in arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen befindet, zählt zur „stillen Reserve“. Schließlich jene Personen, die aus Gründen der Arbeitsmarktlage vorzeitig aus dem Erwerbsleben ausgeschieden sind.

Real 4,8 Millionen Arbeitslose

Zu den offiziell Arbeitslosen (im September 2010 3.031.354 Millionen31) muss also die „stille Reserve“ von 1,8 Millionen32 Menschen addiert werden, so dass es real 4,8 Millionen Arbeitslose in Deutschland gibt.

Für den Fall, dass der Staat die neuen Herausforderungen der Sozialpolitik nicht glaubhaft lösen kann, sehen Wissenschaftler wie Horst Opaschowski eine „Legitimationskrise des Sozialstaats“.33
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